
Buchbesprechungen 

Diether Döring, Frank Nullmeier, 
Roswitha Pioch und Georg Vobruba 
(Hrsg.)» Gerechtigkeit im Wohl
fahrtsstaat, Schüren, Marburg 
1995 (Reihe 'Standortdebatte' der 
Hans-Böckler-Stiftung). 

Es besteht wohl kein Zweifel, daß es 
besonders für die Sozialpolitik
forschung interessant ist aufzuklären, 
was Individuen und Gruppen für ge
recht und was sie für nicht gerecht 
halten. Diesem Thema widmet sich 
der vorliegende Band. Wir werfen 
zunächst einen Blick auf die einzel
nen Beiträge. 

Der erste Beitrag trägt den Titel 
'Gerechtigkeit im sozialpolitischen 
Diskurs'. Die beiden Autoren, Frank 
Nullmeier und Georg Vobruba, stel
len fest, daß im sozialpolitischen Dis
kurs in Deutschland - trotz der Pro
bleme des deutschen Wohlfahrtsstaa
tes und im Unterschied zu den angel
sächsischen Ländern - Gerechtig
keitskonzepte kaum explizit thema
tisiert werden. Dennoch glauben sie, 
daß implizite Gerechtigkeitsvor
stellungen sehr wohl entdeckt werden 
können, so z.B. in den institutionali
sierten und politisch unterstützten 
Verteilungsregeln und im derzeitigen 
Diskurs über die Reform des Systems 
sozialer Sicherheit. Die Autoren zei
gen auf, daß das Selbstbild des deut
schen Wohlfahrtsstaates im Übermaß 
von Versicherungs-Aspefoen (Äqui

valenzprinzip) geprägt ist, während 
Bedarfsgesichtspunkte unterreprä
sentiert sind. Und sie stellen heraus, 
daß gerade diese Gerechtigkeits
konzeption durch die gesellschaftli
chen Tendenzen der Individualisierung 
und Fragmentierung unter Druck ge
rät. 

Nullmeier und Vobruba beschrei
ben, wie sich ein Typus der So
zialstaatskritik auf distributive Ge
rechtigkeit richtet. Solche Kritiker 
beanstanden entweder die im Ver
gleich zu den Löhnen zu hohen Sozi
alleistungen oder die ungerechtfertig
te Inanspruchnahme sozialstaatlicher 
Zahlungen (Leistungsmißbrauch). 
Deshalb wird von dieser Seite aus für 
eine radikale Kürzung der wohl
fahrtsstaatlichen Leistungen plädiert. 
Der andere Kritiktypus bezweifelt 
weder die Notwendigkeit noch die 
Legitimität wohlfahrtsstaatlicher Si
cherungen, behauptet aber, heute die 
Sozialleistungen zu kürzen sei öko
nomisch für die zukünftige Entwick
lung sehr vorteilhaft. Dieser zweite 
Typus der Sozialstaatskritik erhält 
derzeit große öffentliche Unterstüt
zung und Zustimmung, obgleich sehr 
unsicher ist, ob die Gruppen, die jetzt 
auf Ansprüche verzichten (etwa die 
Langzeitarbeitslosen) die gleichen 
sind, die von der zukünftigen Ent
wicklung profitieren könnten. Aller
dings, so nehmen Nullmeier und 
Vobruba an, wäre genau diese Verbin-
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dung zwischen Opfer und Gegenlei
stung notwendig, um sozial staatliche 
Reformen langfristig gesellschaftlich 
legitimieren zu können. 

Im folgenden Beitrag ('Anmer
kungen zum Gerechtigkeitsbegriff 
der Sozialpolitik mit besonderer Be
rücksichtigung liberaler Vorstellun
gen zur Sozialversicherungspolitik') 
zeigt Diether Döring, daß das Äqui
valenzprinzip im Zentrum der libera
len Gerechtigkeitskonzeptionen steht. 
Zwei Konzepte können unterschieden 
werden, die jedoch beide auf dem 
Sozialversicherungsprinzip als Orga
nisationsform der sozialen Sicherung 
gründen. Im Rahmen des ersten Kon
zepts wird angestrebt, die staatliche 
Intervention in den Arbeitsmarkt so 
gering wie möglich zu halten, indem 
eine Sozialversicherung etabliert 
wird, die zwar universell alle Bürger 
einbezieht, dafür aber nur auf einem 
(garantierten) Mindestniveau absi
chert. Im zweiten liberalen Konzept 
wird demgegenüber versucht, das se
lektiv wirkende Äquivalenzprinzip zu 
verstärken. Die Sozialversicherungs
leistungen sollen demnach kein Min
desteinkommen garantieren, sondern 
vielmehr so genau wie möglich die 
Verteilung der Erwerbseinkommen 
widerspiegeln. Solch ein Konzept, 
das (aufgrund möglicherweise man
gelhafter Einkommensversorgung der 
nicht oder nicht dauerhaft Erwerbs
tätigen durch die Sozialversicherun
gen) ohne die Ergänzung durch ein 
Sozialhilfesystem nicht auskommen 
kann, ist näherungsweise in der Bun
desrepublik Deutschland realisiert. 
Nach einem Vergleich dieser beiden 
Konzeptionen schlußfolgert Döring, 

daß ein Sozialversicherungssystem, 
welches ein Mindesteinkommen für 
jedermann und jede Frau garantiert, 
erkennbare Vorteile insbesondere 
hinsichtlich der Verhinderung von 
Armut bietet. 

Im letzten Beitrag ('Gerechtig
keitsvorstellungen im Wohlfahrts
staat. Sekundäranalyse empirischer 
Untersuchungen zur Akzeptanz wohl
fahrtsstaatlicher Maßnahmen') bekla
gen Roswitha Pioch und Georg Vo
bruba das Fehlen einer sozialwis
senschaftlichen Gerechtigkeitsfor
schung. Diese Forschungslücke sei 
vor allem deshalb problematisch, weil 
niemand abschätzen könne, welche 
gesellschaftlichen Erfolgsaussichten 
wohlfahrtsstaatliche Reformen be
säßen. Aus diesem Grunde suchen die 
Autoren in deutschen und internatio
nalen empirischen Untersuchungen 
über die gesellschaftliche Akzeptanz 
des Wohlfahrtsstaates danach, was 
dort an gesellschaftiichen Gerechtig
keitsauffassungen zu finden ist. 

Pioch und Vobruba zeigen auf, 
daß der deutsche Wohlfahrtsstaat 
trotz all seiner Probleme und der per
manenten Debatte um seine Reform 
nach wie vor hohe gesellschaftliche 
Akzeptanz genießt. Außerdem sind 
die Bürger fähig, zwischen zwei Ebe
nen wohlfahrtsstaadicher Interventi
on zu differenzieren: Zwischen einer 
(konkreten) Ebene der Intensität und 
der (abstrakten) Ebene der Extensi
tät. Während die Ebene der Intensität 
die verschiedenen Programme und 
politischen Maßnahmen des Wohl
fahrtsstaates enthält, meint die Exten
sität den Wohlfahrtsstaat als ein ge
sellschaftliches Arrangement. Ge-
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nießt der Wohlfahrtsstaat zwar auf 
beiden Ebenen eine hohe Akzeptanz, 
erreicht er doch die höchste Zustim
mung auf der Ebene der Extensität. 
Dem steht nicht entgegen, daß die 
Bürger durchaus fähig sind, ihre An
sprüche auf der Ebene der Intensität 
restriktiven Bedingungen (wie Finan
zierungsengpässen in der sozialen 
Sicherung) anzupassen. Die beiden 
Autoren widersprechen damit deut
lich sozialwissenschaftlichen Analy
sen, die eine wohlfahrtsstaatlich in
duzierte und unumkehrbare gesell
schaftliche Anspruchsinflation be
schwören, welche die ökonomischen 
Grundlagen des Wohlfahrtsstaates 
auszehre. 

Meines Erachtens ist dieses Er
gebnis außerordentlich wichtig, um 
die Realisierungschancen wohlfahrts
staatlicher Reformvorhaben einschät
zen zu können. Diese Chancen sind 
sehr gut, wenn die gesellschaftliche 
Zustimmung zum Arrangement 'Wohl
fahrtsstaat' ebenso hoch ist wie die 
Akzeptanz von Änderungen auf der 
Ebene konkreter Programme und 
Maßnahmen. 

Dennoch können Pioch und 
Vobruba auch sozialpolitische Berei
che aufzeigen, in denen die Unzufrie
denheit der Bürger größer ist als all
gemein angenommen. So bezieht sich 
das Mißbehagen vieler Bürger auf 
den (unzureichenden) Ausgleich zwi
schen Armen und Reichen, die (man
gelhafte) Politik zur Gleichstellung 
der Geschlechter und das wohlfahrts
staatliche Versagen im Hinblick auf 
Arbeitsplatzgarantien. 

Insgesamt präsentiert das bespro
chene Buch eine Fülle von Material, 

um die These zu belegen, daß die ge
sellschaftlichen Gerechtigkeitsvor
stellungen für den wohlfahrtsstaat
lichen Status quo ebenso wichtig sind 
wie für die Erfolgsaussichten von 
Reformen. Folgerichtig beklagen die 
Verfasser das weitgehende Fehlen ei
ner Gerechtigkeitsforschung in der 
Soziologie wie in den Sozialwissen
schaften generell. Sie seien völlig 
unfähig, die tatsächliche gesellschaft
liche Zustimmung zu den gegenwär
tigen wie zukünftigen Wohlfahrts
staatpolitiken einzuschätzen, wenn 
sie sich ausschließlich auf theoreti
sche Annahmen über gesellschaftli
che Gerechtigkeitsvorstellungen ver
lassen würden. 

Dennoch bleiben in den drei Bei
trägen des besprochenen Buches -
natürlich - einige Fragen offen bzw. 
werden nicht gestellt. Die wichtigste 
ist: Was meinen die Autoren, wenn 
sie über gesellschaftliche Gerechtig
keitsvorstellungen sprechen und nach 
diesen forschen? In der internationa
len Gerechtigkeitsdebatte kursieren 
sehr unterschiedliche Definitionen 
und Interpretationen des Begriffs 
'Gerechtigkeit' (z.B. procedural 
justice, productive justice, distributi
ve justice versus legal justice, 
political justice usw.). Daher ist es un
verzichtbar, zunächst zu definieren, 
welcher Gerechtigkeitsbegriff den 
Analysen zugrunde liegen soll. 

Ein Versäumnis besteht auch dar
in, daß die Autoren zwar die Über
determination des deutschen Systems 
sozialer Sicherung wie des offiziel
len sozialpolitischen Diskurses durch 
Versicherungsprinzipien sehen (au
ßerdem wird im ersten Beitrag von 
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Nullmeier und Vobruba erkannt, daß 
diese Prinzipien hauptsächlich poli
tisch konstruiert und deshalb sehr viel 
mehr bedarfsorientiert sind als sie zu
nächst scheinen), trotz dieser Einsicht 
dennoch vor allem nach den politi
schen und gesellschaftlichen Refle
xionen und Unterstützungen des 
Äquivalenzprinzips forschen. Zwar 
ist diese Verteilungsnorm nach wie 
vor die bedeutendste gesellschaftliche 
Gerechtigkeitsnorm, aber sie ist eben 
auch nur ein Aspekt von Verteilungs
gerechtigkeit. Daneben stehen Krite
rien der Bedürftigkeit (z.B. Sozialhil
fe) und des Status (z.B. Beamten
versorgung), welche die institutionel
len Regelungen in bedeutenden Be
reichen der sozialen Sicherung be
stimmen. 

Es wäre zu fragen, ob das Äqui
valenzprinzip tatsächlich noch für die 
gesamte Gesellschaft Gültigkeit be
sitzt. Sicherlich stellen auch die Au
toren des Buches (vor allem im er
sten Beitrag) diese Gültigkeit theore
tisch in Frage, meines Erachtens ge
schieht diese Infragestellung aber in 
der bundesdeutschen Realität sehr 
viel grundlegender. In Deutschland 
erreichen die Arbeitslosen ebenso wie 
die Sozialhilfeempfängerzahlen die 
höchsten Werte seit Bestehen der 
Bundesrepublik. Wäre es angesichts 
dieser Entwicklung für die heutige 
Soziologie nicht ebenso interessant, 
auf einer Mikro-Ebene danach zu for
schen, ob nicht mittlerweile relevan
te Gruppen mehr oder weniger von 
den politischen und gesellschaftli
chen Normen abweichen, anstatt per
manent zu wiederholen, daß die mei
sten Menschen nach wie vor in Be

griffen der Äquivalent von Leistung 
und Gegenleistung denken? Eine 
Antwort auf diese Frage wäre glei
chermaßen wichtig für die Einschät
zung der Stabilität des gesellschaftli
chen Status quo wie für die der Er
folgsaussichten von Reformen. 

Peter Bleses 

Bruno Kaltenborn, Modelle der 
Grundsicherung. Ein systemati
scher Vergleich, Nomos-Verlags
gesellschaft, Baden-Baden 1995, 
142 S. 

Anspruch des Autors dieses Buches 
aus der Schriftenreihe des Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsfor
schung ist es, so verspricht jedenfalls 
der Titel, Grundsicherungsmodelle 
systematisch zu vergleichen. Wenn 
man jedoch dieses Buch betrachtet, 
so fällt zunächst ein grundsätzlicher 
Mangel auf: Es wurden einige Mo
dellentwürfe überhaupt nicht in die 
Ausführungen aufgenommen. Bereits 
Mitte der achtziger Jahre wurde über 
die Grundsicherung diskutiert und 
verschiedene Modellentwürfe vorge
stellt.1 Überhaupt fällt die Darstellung 
der wissenschaftlichen Grund
sicherungsmodelle äußerst kurz aus. 
Gerade zehn Seiten werden dazu ge
nutzt, die Modelle von Mitschke, 
Spermann und Vaubel vorzustellen. 
Zwar nehmen die Modellentwürfe 
aus der Politik einen etwas größeren 
Raum ein, doch auch hier geht die 
Betrachtung nicht über eine Deskrip-
tion hinaus. 




